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Lieben Kolleginnen und Kollegen,

da sich für mich die Redaktions- und
Postwege nicht immer erschließen, weiß
ich nicht genau, ob ich Euch in diesem
Moment schon im neuen oder noch im al-
ten Jahr erreiche. Sollte dem so sein, dann
nehmt meine herzlichen Wünsche für ein
sowohl dienstlich als auch privat erfolg-
reiches und vor allem gesundes neues
Jahr 2011 mit hinüber.

Das wieder mal ein Jahr anbricht, in
dem wir in der Polizei mit Veränderun-
gen zu rechnen haben, ist für uns alle
nichts Neues. Insofern brauche ich auch
längst nicht mehr zur Gelassenheit aufru-
fen, denn in Hektik verfallen wir geübten
Reformierten nicht mehr. Zum Glück
sind wir eine Sorge los. Vor einem Expe-
riment mit einem ganz neuen Chef im
Thüringer Innenministerium, mit viel-
leicht wieder ganz anderen Ansichten,
braucht uns nicht mehr Bange sein. Es ist
gut, dass wir keine neue Energie aufbrin-
gen müssen, um unser Gedankengut und
all das neu zu erklären, was uns als Ge-
werkschaft der Polizei wichtig ist. Unser
neuer war in den letzten Monaten ohne-
hin auch der alte Ansprechpartner zur
Polizeireform und für die Dinge, die wir
zu verbessern aufzeigten.

Bereits einen Tag bevor unsere Minis-
terpräsidentin bekannt gegeben hat, wie
ihre Entscheidung für das Ministeramt
aussieht, habe ich unserem damaligen

Staatsekretär gegenüber gesagt, dass ich
ihn in der Rede zum Festakt „20 Jahre
GdP in Thüringen“ bereits fest als Thü-
ringer Innenminister verankert und keine
Lust habe, diesen Text noch einmal zu
ändern. Wir wünschen ihm nun alles Gu-
te und sichern unsererseits die Fortset-
zung der vertrauensvollen Zusammenar-
beit zu. Das Versprechen, ihn auch in Zu-
kunft sehr offen auf erkannte Bremsklöt-
ze in der Thüringer Polizei aufmerksam
zu machen, haben wir zum Treffen mit
den Innenpolitikern der CDU-Fraktion
des Thüringer Landtages in unserer Ge-
schäftsstelle bereits abgegeben.

Unter anderem diskutierten wir über
die gegenwärtige Gefahr eines Terroran-
schlages und begrüßten, dass man in der
Thüringer Polizei eben nicht, vergleich-
barer dem Aufwand zu früheren Gefähr-
dungsprognosen, schon jetzt verrückt-
spielt. Es genügt, wenn wir erst dann zei-
gen, wie schnell wir mit unseren Kräften
am Ende sind, wenn sich eine Gefähr-
dung für den Freistaat Thüringen konkre-
tisiert. Es war eine sehr realistische Be-
trachtung von dem, was wir derzeit leisten
können. Die GdP hat verdeutlicht, wie
wichtig ein Augenmaß der Polizeifüh-
rung darauf ist, dass die wie auch immer
gelagerten Aufgabenstellungen vor Ort in
den Landkreisen, wenn es gut läuft von
nur drei, nicht selten aber von noch weni-
ger Funkwagenbesatzungen umgesetzt
werden müssen. Es nützt also gar nichts,

wenn der Wunschzettel zu bestreifender
oder zu schützender Einrichtungen län-
ger ist, als beim Weihnachtsmann und die
Schicht aber gar nicht ausreicht, um alles
einmal zu bereisen.

Eine weitere Diskussion ergab sich aus
dem Einsatzgeschehen um die Castor-
Transporte und die zuvor aus einigen po-
litischen Lagern verlauteten Ausrufe zum
Widerstand gegen die Polizei. Es war ein
Thema, das man für ein Wegtransportie-
ren von Menschen, wie schon in Wackers-
dorf praktiziert, durchaus wieder Kosten
erheben sollte. Mit der Ansage an De-
monstranten, dass man jetzt darüber ent-
scheiden kann, ob man selbst das Gleis
verlässt oder für einen „Obolus“ in Höhe
von 1000 Euro durch Polizeibeamte ge-
tragen werden möchte, säßen vielleicht
nur noch Wenige, die sich den Spaß etwas
kosten lassen würden. Nicht zuletzt ist es
auch eine Frage des Arbeitsschutzes, wie
viel so eine Polizeibeamtin an Kilo-
gramm überhaupt heben darf. Kommt es
eines Tages zu einem Rückenleiden, so
wird man bestimmt auf eine Vorschädi-
gung plädieren, um seitens des Dienst-
herrn nicht dafür aufkommen zu müssen.
Insofern lohnt es sich allemal für eine
Kostenerhebung auf der Grundlage einer
neuen Richtlinie für die Anwendung eines
solchen unmittelbaren Zwanges zu
kämpfen. Die Kosten für einen Castor-
Transport in Höhe von 25 Millionen
Euro sollten Anlass genug sein, darüber
nachzudenken.

Thema war auch die nicht ganz unbe-
rechtigte Kleine Anfrage der FDP zum
Stand der automatisierten Arbeitszeiter-
fassung in der Thüringer Polizei und der
Ärger darüber, dass hierfür bereits ein-
mal Geld eingestellt war, was dann für et-
was „Wichtigeres“ abgezogen wurde.
Selbstverständlich haben wir die Chance
genutzt, an dieser Stelle einmal mehr Ta-
rifbeschäftigte zu fordern. Gerade sie
werden derzeit am häufigsten zur Erfas-
sung der Arbeitszeiten missbraucht. Auch
dagegen werden wir nun stärker angehen.
Es ist nämlich keine reine Schreibleis-
tung, die hier erbracht wird, sondern es

CDU-Innenpolitiker über Probleme informiert
Von Marko Grosa, Landesvorsitzender der GdP Thüringen
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bedarf einiger Kenntnisse über das Beam-
tenrecht und die Arbeitszeitverordnung.
Darüber und über vieles andere dürfen
sich unsere Tarifbeschäftigten aber in der
Fortbildungsstätte der Thüringer Polizei
leider nicht fortbilden!

Wir werden eine Höhergruppierung
dieser Tarifbeschäftigten fordern. Das en-
det in aller Regel zwar mit dem Untersa-
gen der höherwertigen Tätigkeit, hilft uns
aber in der Argumentation, was uns die-
ser Wahnsinn kostet, weil wir Arbeitszei-
ten noch mit Kreide auf Schiefertafeln
schreiben. Ich freue mich auf jedem Fall
darüber, dass unsere Tarifbeschäftigten
mehr und mehr in den Focus geraten und
unser Kampf um sie Früchte trägt. Nie
zuvor hat man so weit oben erkannt, dass
die Arbeit der Tarifbeschäftigten in der
Polizei auch dann bleibt, wenn deren
Stellen gestrichen werden. Es ist nicht nur
teurer, sie dann von Polizeibeamtinnen
und -beamten machen zu lassen, sondern
wir klauen dem Bürger die Polizeivoll-
zugsbeamten, die er im Dienst an ihm
nicht mehr sehen kann.

Meine Ansage an die politisch Verant-
wortlichen in diesem Land bleibt: Das
Leistungsvermögen der Thüringer Poli-
zei ist maßgeblich von ihren Tarifbe-
schäftigten und Verwaltungsbeamten ab-
hängig. Sichern Sie deren Zukunft und
damit eine erfolgreiche Polizei im Frei-
staat Thüringen!

Der Fachbereich Polizei der Fach-
hochschule für öffentliche Verwaltung
Thüringen (FHöV) hat am 24. 8. 2010 bei
der Akkreditierungsagentur ACQUIN
e.V. eine wesentliche Änderung zu dem
akkreditierten Studiengang „Polizeivoll-
zugsdienst (B.A.)“ angezeigt.

Mit dieser Änderung ist vorgesehen,
die Studiendauer für Aufstiegsbeamtin-
nen und -beamte von drei auf zwei Jahre
zu verkürzen, indem die Ausbildungsin-
halte des mittleren Polizeivollzugsdiens-
tes und die bisherige Berufserfahrung auf
das erste und zweite Semester des beste-
henden Studienganges angerechnet wer-
den. Als Begründung für diese Maßnah-
me gab der Fachbereich neben dem Pro-
jektauftrag des Thüringer Innenminis-
teriums als oberster Dienstbehörde auch
Forderungen des Rechnungshofes, As-
pekte des polizeispezifischen Personal-
managements und die bessere Verein-
barkeit von Familie und Studium an.

Mit Datum vom 23. 11. 2010 liegt dem
Fachbereich der Gutachterbericht vor,
der von der Geschäftsstelle von
ACQUIN e.V. zur Beschlussfassung an
den zuständigen Fachausschuss und die
Akkreditierungskommission weiterge-
leitet wird.

Im Gutachterbericht heißt es, dass die
als Begründung für die Studienverkür-
zung angeführten Argumente stichhaltig
sind, da die speziell durch den Landes-
rechnungshof eingeforderte sparsame
Haushaltsführung, eine kürzere Entzie-
hung der Aufstiegsbeamten von ihren
Dienststellen, die schnellere Steigerung
des Anteils an qualitativ gut ausgebilde-
ten Beamten des gehobenen Dienstes
und die Verpflichtung zum Angebot ei-
nes familiengerechten Studiums im Sinne
des Thüringer Hochschulgesetzes von
hoher Relevanz sind. Weiter wird festge-
stellt, dass das Konzept des modifizierten
Studienganges geeignet ist, die Studien-
gangsziele in vollem Umfang zu errei-
chen, sofern die um zwei Semester ver-
kürzte Studiendauer durch geeignete
Ausgleichsmaßnahmen (wie studienbe-
gleitende Kolloquien, zusätzliche dozen-
tische Beratungsangebote, die Versen-
dung von Skripten und Lehrmaterialien
bereits vor Studienbeginn sowie die Mög-
lichkeit der elektronischen Recherche
auf der Internetplattform der Fachhoch-
schule) kompensiert werden kann.

Das verkürzte Studium beginnt für die
Aufstiegsbeamten mit einem Basismodul
(6 ECTS-Punkte), in dem ihnen neben
fachlichen Inhalten insbesondere metho-
dische Kompetenzen vermittelt werden.
Bis auf dieses Basismodul erfolgt der Stu-
dienverlauf danach weitgehend im
Gleichlauf von Einstiegs- und Aufstiegs-
beamten. Dadurch soll gewährleistet
werden, dass auch tatsächlich vergleich-
bare Kompetenzen zum Abschluss des
Studiums erreicht werden. Neben dem
Basismodul besteht der einzige weitere
Unterschied darin, dass die Praxisaufstei-
ger im vierten Semester statt eines Prak-
tikums den Wahlpflichtbereich I (Spra-
chen) zu belegen haben.

An dieser Stelle sei erwähnt, dass sich
die Thüringer Konzeption bezüglich des
Sprachenangebots in einem ganz wesent-
lichen Punkt von anderen Länderkon-
zeptionen unterscheidet. So gehört zum
Sprachenangebot nicht nur Englisch und
Russisch, sondern auch Deutsch in der
Verwaltungspraxis, womit auch an die
Ausbildung herangetragenen Wünschen
seitens der polizeilichen Praxis, der
Staatsanwaltschaft und der Justiz Rech-
nung getragen wurde.

Die Entwicklung des Basismoduls er-
folgte am Fachbereich durch einen un-
mittelbaren Vergleich der identifizierten
offenen Lehrinhalte mit der Praxisrele-
vanz unter gleichzeitiger Berücksichti-
gung von Aspekten der Studierbarkeit
und der didaktischen Vermittelbarkeit.
Dabei wurden Studierende, Modulkoor-
dinatoren und Lehrkräfte in Expertenin-
terviews und Workshops umfassend be-
teiligt. Die Konzeption des Moduls ist
nach Gutachtersicht gelungen. Dies gilt
insbesondere für die methodisch gepräg-
ten Lernziele und -inhalte. In der Ge-
samtschau wird die sehr beteiligungsori-
entierte Entwicklung und Implementie-
rung des Basismoduls als vorbildlich und
sehr positiv bewertet. Auch die zum Ab-
schluss des Moduls vorgesehene Klausur
als belastungsangemessen und adäquat
beurteilt.

Abschließend bleibt zu erwähnen, dass
die gelungene Konzeption ohne die her-
vorragende Arbeit der dreiköpfigen Pro-
jektgruppe nicht zu leisten gewesen wäre.
Nun wird es darauf ankommen, die Kon-
zeption in die pädagogische Praxis umzu-
setzen.

Zwei Jahre Studium für Aufstieg
Von Prof. Dr. Thomas Ley, amt. Leiter des FB Polizei

der Thüringer FH für öffentliche Verwaltung
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Zum Beitrag „WSZ und DuZ auswei-
ten“ in DP 12/2010 erreichte uns folgen-
de Zuschrift:

Der Grundgedanke, der diesem Arti-
kel zugrunde liegt ist aus meiner Sicht ja
lobenswert. Ich persönlich, stehe der Va-
riante WSZ, SZ und keine Zulage, durch-
aus positiv gegenüber. Nach nunmehr
fast 20 Jahren im Schicht- und Wechsel-
dienst muß ich mittlerweile sagen, daß es
für die Schichtbeamten mittlerweile fast
keine Anreizpunkte mehr gibt, in diesem
zu verbleiben.

Der DuZ wird, zumindest was die PD
Erfurt betrifft, nur sehr spartanisch ge-
zahlt. Rückstände bis zu einem Jahr und
mehr sind und waren hier keine Selten-
heit. Ich persönlich, habe mit Stand De-
zember, im November den DuZ des II.
Quartals bekommen. Wenn man die Ver-
gangenheit betrachtet ist dies schon ein
beachtlicher Fortschritt, das II. Quartal
bereits jetzt erhalten zu haben. Wann das
III. oder gar das IV. Quartal gezahlt wird,
steht allerdings noch in den Sternen.

Daher ist es sehr schön zu lesen, was
man denn mit DuZ oder Schichtzulagen
will. Wichtiger erst einmal wäre in mei-
nen Augen allerdings, das man es schafft,
den DuZ wieder regelmäßig zu zahlen.
Man verlangt ja schließlich von uns auch,
regelmäßig Nachts, Sonn- und Feiertage,
sowie die Wochenenden zu arbeiten.
Dies nur erst einmal zur Einführung.

Kommen wir nun zum leidigen Thema
des Urlaubes in der Thüringer Polizei.
Seit Einführung des BSM werden die
Schichtbeamten regelrecht über den Nu-
ckel gezogen. Begonnen hatte dies, daß
man verlangt hatte, einen Urlaubsplan zu
erstellen, ohne einen Jahresgrunddienst-
plan zu haben. Oder mit den Worten
des/der Behördenleiter zu sprechen,
„Gebt Eure Urlaubswünsche ab, und wir
schauen mal, was daraus wird.“ Nachdem
ich im Anschluß an diese Aussagen mei-
nen Urlaubsplan so abgegeben habe,
wörtlich: „Ich plane meinen Jahresurlaub
im Zeitraum vom 1. 1. – 31. 12. zu neh-
men. Eine Konkretisierung der Termine
erfolgt, wenn ein entsprechender Jahres-
grunddienstplan vorhanden ist, damit ich
entsprechend der Urlaubsverordnung
planen kann.“

Hieraufhin wurde ich zur Dienststel-
lenleiterin zitiert, welche mir disziplinari-
sche Maßnahmen gegen mich ankündig-
te, da ich der Weisung der Abgabe des
Urlaubsplanes nicht nachgekommen bin.
Des weiteren hätte ich in eklatanter Art
und Weise gegen die Wohlverhaltens-
pflicht (?) verstoßen. Wie gesagt, daß ein-
zige was ich getan habe war, zu sagen, daß
ich meinen Urlaubsplan konkretisiere,

wenn ein entsprechender Jahresdienst-
plan vorhanden ist.

Nachdem ich dann abgewatscht wur-
de, und den örtlichen Personalrat einge-
schaltet hatte, war innerhalb einer Wo-
che ein Jahresgrunddienstplan vorhan-
den, nach dem man planen sollte. Dieser
entsprach aber in keinster Art und Weise
unseren Schichtrythmus, sodass es wie-
der ein Minus in der Jahres- bzw. Monats-
arbeitszeit ergab.

Kommen wir nun zur Steigerung die-
ser Schildbürgerstreiche auf Kosten der
Schichtbeamten im Lande, des Freistaa-
tes, Thüringen. Mit Einführung des BSM,
ich sage hierzu immer „BSE“, da dies am
ehesten ausdrückt, was wir hier davon
halten, wurde es noch besser. Dazu muß
ich sagen, daß wir in der PD Erfurt ein 12-
Stunden-Schichtmodell, mit vier Dienst-
schichten, fahren.

In der kurzen Woche haben wir Mitt-
woch und Donnerstag entweder 12h Tag-
oder 12h Nachtschicht, jeweils von
06:00h- 18:00h oder 18:00h – 06:00h. In
der langen Woche ergibt sich nun folgen-
des Bild: Montag und Dienstag entweder
Tag oder Nacht, Freitag bis Sonntag je-
weils entgegengesetzt Nacht oder Tag.
Soviel zur Theorie.

Der Schichtbeamte, welcher einen
12h-Dienst verrichtet, wird zur Urlaubs-
planung einem Tagdienstbeamten mit 8h
gleichgesetzt. Eine Aufschlüsselung in
40h- und 42h-Beamten schenke ich mir
jetzt hier. Der normale Beamte erhält,
soweit ich in Erinnerung habe, 26 Tage
Grundurlaub.

Nun zur höheren Mathematik. 26 Tage
mal 8 Stunden ergeben: 208 Stunden Ur-
laub. Hört sich soweit gut an. Der Zusatz-
urlaub für den Schichtdienst, welcher
nicht mehr nach Nachtschichten, sondern
nach Schichten allgemein berechnet wird
ergibt, im günstigsten Fall, wenn ich mich
richtig erinnere 144 Dienste à 12 Stun-
den, 4 Tage Zusatzurlaub, Mit der Novel-
lierung werden diese Zusatztage eben-
falls nur noch mit 8 Stunden berechnet
und nicht wie man arbeitet mit 12h. 4 x
8h ergeben 32 Stunden Zusatzurlaub.
Rechnen wir nun zusammen, 240h Urlaub.

Der Schichtbeamte, welcher, wir erin-
nern uns, 12h-Dienste hat, ist einem Tag-
dienstbeamten mit 8h gleichgestellt. Da-
raus ergibt sich, daß dieser Urlaub von
Montag bis Freitag einreichen muß. Als
Tagdienstbeamter (TdB) durchaus lo-
gisch, da dieser 8h bzw. 8:24h pro Tag
bringen muß um die wöchentliche Ar-
beitszeit von 40 bzw. 42h zu gewährleis-
ten.

Nun zur Thüringer Berechnung im
Schichtdienst: Ich habe vor, Urlaub in der

kurzen Woche zu nehmen. Eigentlich
mußte ich hierfür 2 Tage oder 24 Stunden
nehmen, theoretisch. Da wir aber TdB
sind, muß ich nun 40 Stunden Urlaub
nehmen, nämlich von Montag bis Freitag
von 06:00h – 14:00h. Das heißt ich habe
hier 16 Stunden plus auf meinem Jahres-
arbeitszeitkonto verbucht. Plus im Ur-
laub?

In der langen Woche müßte ich 60h ar-
beiten, bekomme aber nur 40h Urlaub
berechnet. Das heißt wiederum, ich ma-
che 20 Stunden Minus, welche ich durch
Mehrarbeit auf meinem Arbeitszeitkon-
to ausgleichen muß. Minus im Urlaub?

Noch verrückter wird es, wenn man in
der langen Woche nur das Wochenende
von Freitag bis Sonntag Urlaub benötigt.
Hier bekommt man nun nur den Freitag
mit 8 Stunden berechnet. Die Stunden
des Samstag und des Sonntag, sowie 4
Stunden des Freitags sind „Solidarität“.
D. h. ich habe hier 28 Stunden minus auf
dem Arbeitszeitkonto. Wieder Minus im
Urlaub!

Liebe Gewerkschaft, ich muß kein Ma-
the-Genie sein um festzustellen, daß hier
ganz kräftig auf Kosten der Schichtbeam-
ten besch…. wird. Wann wird von Euerer
Seite hier endlich eingegriffen und die-
sem Unsinn Einhalt geboten? Dieser Un-
sinn geht nun bereits in dieser Form in
das 3. Jahr. Was macht Ihr dagegen? Wo
sind die Musterklagen an den Verwal-
tungsgerichten? Wo ist Euer Gang in die
Öffentlichkeit? (Name und Anschrift
sind der Redaktion bekannt)

Lieber Erfurter Kollege,
die Gewerkschaft kann nichts gegen

einen Zustand tun, der ihr nicht bekannt
ist. Nun ist er uns durch dein Schreiben
bekannt geworden und wir können da-
rauf reagieren. Die von dir geschilderte
Urlaubsberechnung für den Schicht-
dienst war so nie geplant und wieder-
spricht allen Absprachen zwischen In-
nenministerium und Hauptpersonalrat.
Wir werden uns gemeinsam mit dem Per-
sonalrat der PD Erfurt und dem Haupt-
personalrat der Thüringer Polizei der Sa-
che annehmen und eine Klärung herbei-
führen.

Gleiches gilt für eine kontinuierliche
und zeitnahe DuZ-Zahlung. Dazu for-
dern wir seit Jahren eine profesionelle
Arbeistzeiterfassung für die Polizei, mit
der auch eine automatische Meldung der
Schichtzulagen und des DuZ an die zen-
trale Gehaltsstelle erfolgen kann. Wir
werden so schnell wie möglich zu den Er-
gebnissen berichten.

Edgar Große, stellv. Landesvorsitzender
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Im Mittelpunkt stand nach wie vor die
Endlagerfrage der nuklearen Brennstäbe
in Gorleben, im Wendland, welche gera-
de in den letzten Wochen und Monaten
vor dem eigentlichen Transport durch al-
le Medien zu verfolgen war. Natürlich
war die Politik bemüht, dieses fast all-
jährliche Großereignis zu publizieren.

Das Wissen um die aktuellen politi-
schen Entscheidungen ließ in diesem
Jahr eine riesige Anzahl von Atomgeg-
nern in das Wendland kommen, um ihren
Unmut über die „Endlagerung“ zum
Ausdruck zu bringen. So wurde der
Transport von elf Castorbehältern aus
dem französischen La Hague in das nie-
dersächsische Zwischen- oder unter In-
sidern gehandelte Endlager die größte
Herausforderung der letzten Jahre für
die auf deutscher Seite eingesetzten
Kräfte.

Jetzt waren es nur noch wenige Tage
bis der angekündigte Castor-Transport
rollen soll. Die Gefühle waren im Vorfeld
mit Sicherheit gemischt. Was wird uns er-
warten? Welche Erfahrungen werden wir
sammeln? oder, Wie wird man uns emp-
fangen? Diese und andere Fragen haben
sich sicher viele gestellt und dabei den
Respekt vor der zu erwartenden Lage ge-
wahrt. Man beschäftigte sich auch mehr
mit der Materie Atompolitik, um einen
besseren Blick „fürs Ganze“ zu erlangen
und um die eine oder andere Verhaltens-
weise der Menschen vor Ort besser ver-
stehen zu können.

Die Einsatzkräfte unterzubringen war
auch in diesem Jahr mit Sicherheit eine
Herausforderung, um Anfahrtswege zum
Dienstort so gering wie möglich zu hal-
ten. Die eingesetzten Kräfte aus Thürin-
gen waren zusammen mit anderen Ein-
heiten in einem Containerdorf, bis zu 40
km entfernt vom Einsatzort, unterge-
bracht.

Was braucht der Einsatzbeamte nach
einer langen Schicht mit mindestens 10
kg Ausrüstung und bei Temperaturen
unter 0 Grad außer einer heißen Dusche
und einer deftigen Mahlzeit? Ein warmes
Bett in einem geheizten Zimmer. Diese
Ansprüche konnten durchaus von die-

sem Containerdorf erfüllt werden. An
dieser Stelle ist ein Dank an all diejenigen
zu richten, die über den gesamten Zeit-
raum des Einsatzes hinter den Kulissen
für das leibliche Wohl der dort unterge-
brachten Kolleginnen und Kollegen ge-
sorgt haben. Vielfach war ein Lob an die

Küche gerichtet worden und so ist in die-
sem Rahmen ein herzliches Dankeschön
mehr als nur angemessen. DANKE

Worum geht es eigentlich? Vor dem
Hintergrund, dass die politisch festge-
legte Laufzeitverlängerung deutscher
Atomkraftwerke unabhängig von der
Zwischen- bzw. Endlagerfrage zu be-
trachten ist, war auch in diesem Jahr der
Auftrag für alle eingesetzten Kräfte klar.
Das Ding muss rein! Für die Einen ist es
Abfall der vergangenen Jahrzehnte, die
es der deutschen Bevölkerung ermög-
licht haben, Strom in allen Lebenslagen
zu nutzen. Für die Anderen ist es eine le-
bensbedrohliche und existenzzerstören-
de Tatsache, die durch eine „höhere Ge-
walt“ in das Wendland gebracht wird.

Kurz um, es handelt sich um nicht we-
niger als 123 Tonnen alte ausgediente

Brennelemente der deutschen Atomin-
dustrie, die in den letzten Jahren und
Jahrzehnten in den deutschen Atom-
kraftwerken zur Stromerzeugung genutzt
wurden. In Deutschland gibt es keine
Wiederaufbereitungsanlagen für Atom-
müll. Daraus resultiert, nicht zuletzt auf
Grund völkerrechtlicher Bestimmungen,
eine Notwendigkeit, die verbrauchten
Brennstäbe wieder in das eigene Land zu
transportieren.

Der Müll, bestehend aus dem hochgif-
tigen, radioaktiven und silbrigen Schwer-
metall Plutonium, welches in Kraftwer-
ken künstlich erzeugt wird, muss letzt-
endlich irgendwo gelagert werden. Die
Proteste der Anwohner und überhaupt
der gesamten Antiatomkraftbewegung
sind gewiss nachvollziehbar, wenn man
bedenkt, dass schon wenige Mikrogramm
auf Grund von Toxizität und radioaktiver
Strahlung zum Tod eines jeden Men-
schen führen können. Ganz besonders an
diesem Punkt stehen Einsatzkräfte in ei-
nem Gewissenskonflikt, den jeder für
sich selbst festmachen und bewältigen
muss, ohne dabei eigenes Engagement
und seine hohe Einsatzbereitschaft in
Frage zu stellen.

Nach Ansicht vieler in diesen Einsatz
berufener Kräfte, seien es Einsatzbeam-
te, Hundeführer, Kollegen der Reiter-
staffel oder der ärztlichen Dienste, hatte
die Antiatomkraftbewegung auch in die-
sem Jahr viele Gesichter. Natürlich stan-
den bei dem teuersten und langwierigs-
ten Castor-Einsatz friedliche Proteste
mit Fahnen, bunten Verkleidungen,
Trommeln, Luftballonaktionen und
Livemusik auf der Tagesordnung. Un-
missverständlich sollte die breite Masse
der deutschen Bevölkerung darauf auf-
merksam gemacht werden, dass es nicht
nur im Wendland Menschen gibt, die
nicht bereit sind die alleinige Verantwor-
tung für ihren in den letzten Jahrzehnten
produzierten Müll zu übernehmen.

Dem gegenüber fanden auch andere
erwartete, unfriedliche Protestaktionen
statt. Diese führten auch in diesem Jahr
wieder zum Einsatz körperlicher Gewalt,
bis hin zum Einsatz technischer Hilfsmit-
tel. In diesem Zusammenhang war auch
eine Vielzahl der sogenannten „eventori-
entierten“ Protestler angereist. Sie ver-
suchten auf eine eher unfriedliche Art
und Weise auf sich, ihren eigenen Stand-
punkt und ihren allgemeinen Unmut der
deutsche Gesellschaft gegenüber auf-

Castor-Transport – eine Notwendigkeit?!

LANDESJOURNAL Thüringen

EINSATZ

Erfurt (jschw) Der 12. Castor-Einsatz vom 4. bis zum 9. November 2010
stellte auch in diesem Jahr eine besondere polizeiliche Einsatzlage dar.
Nicht zuletzt wegen dem Einsatz von bis zu 17 000 Polizeibeamten und
bis zu 35 000 Castorgegnern handelte es sich um einen Ausnahmeein-
satz, den es motiviert und professionell zu bewältigen galt.

Großer Protest Foto: Autor
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merksam zu machen. Weiterhin ist be-
kannt, dass sich eine nicht unerhebliche
Anzahl von Protestlern dort versammelt
hatte, ohne überhaupt zu wissen was sie
mit ihrer körperlichen Anwesenheit be-
wegen wollten. Zu dieser Gruppe protes-
tierender „Anwesenden“ gehören auch
potenzielle Körperverletzter, der so ge-
nannte „schwarze Block“ und andere
Mitglieder der autonomen Szene. Diese
machten den eingesetzten Kräften weit
mehr Sorgen, als eine unüberschaubar
große Anzahl friedlich demonstrierender

Atomkraftgegner. So wurde das Span-
nungsfeld vom Schutz der Grundrechte
vs. Meinungsfreiheit leider auch mit Stei-
nen, Leuchtmunition, Pyrotechnik und
Reizstoffen zwischen Polizei und Bevöl-
kerung ausgefochten.

Eine Notwendigkeit des Einsatzes von
Polizei bei einem solchen Großereignis
kann an dieser Stelle sicher nicht in Abre-
de gestellt werden. Allerdings war und ist
jedem eingesetzten Beamten bewusst ge-
worden, dass persönliche Ansichten kei-
ne Rolle spielen dürfen, um den Erfolg

des gesamten Einsatzes nicht zu gefähr-
den.

Zitat von Konrad Freiberg, Bundes-
vorsitzender der Gewerkschaft der Poli-
zei in einer Pressemittteilung: „Die
Atompolitik ist das jüngste Beispiel da-
für, wie sehr sich die Politik von Bürge-
rinnen und Bürgern abzusetzen scheint.
Die Verlässlichkeit in politische Ent-
scheidungen scheint einer sich an tages-
aktuellen Ereignissen orientierenden Be-
liebigkeit und einer zu großen Nähe der
Wirtschaftslobby gewichen zu sein.“

Wir sitzen in Nordhausen auf dem PAK

LANDESJOURNALThüringen

EINSATZ

AUS DEN KREISGRUPPEN

Was verbirgt sich hinter dem Begriff
PAK? Polycyclische aromatische Koh-
lenwasserstoffe, bestehend aus vielen
einzelnen Stoffen, wenn ich das mal so
laienhaft sagen kann. Der bekannteste
Inhaltsstoff von PAK ist Naphthalin. Die
Parkettböden wurden früher mit teerhal-
tigen Kleber verlegt , welcher durch Aus-
dünstung verschiedene Stoffe von PAK,
u. a. dieses Naphthalin freisetzt. Die
Grenzwerte nach heutiger Sicht sind zwi-
schen 2000 ng/m³ und 20 000 ng/m³ in der
Luft festgeschrieben. Dieser Wert dazwi-
schen kann zu Befindlichkeitsstörungen
führen. Alles was über 20 000 ng/cm³
Raumluft ist, kann gesundheitsgefähr-
dend sein. Nach Aussage von Fachleuten
sind diese Substanzen krebserregend und
erbgutverändernd. Das sagt eigentlich al-
les über das PAK aus.

So wurde ich durch Kolleginnen und
Kollegen in der Funktion des Personalra-
tes beauftragt, mal Licht in das Dunkel zu
bringen und nachzufragen, was denn hier
in Nordhausen los ist. Die Angst geht um.

Das habe ich getan und fühlte den Ver-
antwortlichen hier in der PD Nordhausen
auf den Zahn. Der Beauftragte für Ar-
beitsschutz wusste recht wenig über die
durchgeführte Messung im August 2010.
Nach seinen Aussage leitete er bereits ei-

ne Messung im Jahr 2008 ein, dieses Pro-
tokoll lag ihm aber nicht vor. Er konnte
nur sagen, Schwangere dürften in den
Gebäuden nicht mehr arbeiten.

Diese pauschale Aussage reichte mir
einfach nicht aus. Ich forderte Einsicht in
die Messprotokolle und den Unterlagen.
Die von 2008 wurden mir gezeigt und zur
Verfügung gestellt, das von 2010 blieb ein
Geheimnis.

Doch wurde ich zur Bauberatung am
19. 11. 10 in das Thüringer Landesamt
für Bau und Verkehr, mit natürlich vor-
heriger Absicherung der Verantwortli-
chen für Bau und Liegenschaften mitge-
nommen. So fuhr ich mit zu dieser Bera-
tung. Dort waren weiterhin anwesend das
Ing.-Büro, welche die Messungen der
Raumluft im August 2010 durchgeführt
hat, Vertreter des Thüringer Innenminis-
teriums, Vertreter des TLBV und unser
Beauftragter für Arbeitsschutz der PD
Nordhausen, er durfte auch daran teil-
nehmen.

Das Ing.-Büro gab dort seine Empfeh-
lungen aufgrund der vorliegenden Mess-
ergebnisse, die aus stichprobenartigen
Messungen resultieren, bekannt. Ich war
sehr erstaunt, das von seitens des TIM ei-
ne gewisse Arroganz gegenüber der Aus-
sage des Ing.-Büros herrschte. Meine

Herren, sie sitzen nicht auf dem PAK und
nehmen sie diese Aussagen bitte ernst.

Nach langem hin und her verfügte das
TLBV mündlich vorab, aufgrund der Be-
lastung im Haus F der PD Nordhausen,
wird dieses Gebäude sofort gesperrt und
die Kolleginnen und Kollegen müssten
ausziehen.

Da fragte ich in die Runde, in welcher
Form denn die Kolleginnen und Kolle-
gen mal darüber informiert werden soll-
ten. Die Antwort der Vertreter vom TIM
war kurzerhand: hier geht nichts raus. So
leicht ließ ich aber nicht nach und verlieh
meiner Forderung Nachdruck, dass die
betroffenen Kolleginnen und Kollegen
informiert werden müssten, was hier ge-
rade passiert – sie haben ein Recht da-
rauf.

Das TLBV nahm sich der Angelegen-
heit an und sagte zu, die PD mit einem
Schreiben zu informieren was auch den
Kolleginnen und Kollegen zur Kenntnis
gegeben werden kann. Am Montag dem
22. 11. 2010 lag bis zur Mittagszeit nichts
aber auch gar nichts vor, was zumindest
den Anschein erweckt, die Sache wird
ernst genommen. So entschlossen wir
uns, eine Information an alle Kolleginnen
und Kollegen zu streuen. Die Beschäftig-
ten nahmen diese Information wohlwol-
lend zur Kenntnis und es brach wie vorab
befürchtet keine Hysterie und Panik aus,
denn die restlichen Gebäude sind zum
Glück noch nicht so hoch belastet wie das
Haus F. Es macht aber eine zeitnahe Be-
seitigung des PAK erforderlich, damit
wir wieder alle klar durchatmen können,
ohne zu niesen und zu husten.

Uwe Grunwald
Kreisgruppenvorsitzender

Ein Wort, mit dem die Kollegin oder der Kollege nicht viel anfangen
kann. Doch eines war und ist den Beschäftigten klar, es kann nichts Gu-
tes sein. Es wurde die Frage aufgeworfen, warum dürfen Schwangere in
den alten Gemäuern der Polizeidirektion keinen Dienst mehr verrichten
und wieso soll es bei anderen (Nichtschwangeren) nicht gelten. Was ist
mit der Kollegin die noch gar nicht weis, das sie schwanger ist. Die betrof-
fenen Beschäftigten witterten: hier soll doch was vertuscht werden. Wie-
so klärt uns keiner auf, damit wir wissen was los ist.
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Saalfeld (SW) Am 3. 12. 2010 trafen
sich die Seniorinnen und Senioren der
Kreisgruppe Saalfeld mit ihren Partnern
zur Jahresabschlußfeier. Unter dem Ein-
druck der Vorweihnachtszeit wurde
Rückblick auf das Jahr 2010 gehalten.
Dabei konnte auf ein erfolgreiches Wir-

ken verwiesen werden. Die zahlreiche
Teilnahme an der Veranstaltung zeigt
das steigende Interesse am gewerkschaft-
lichen Leben nach einem aktiven und an-
strengenden Arbeitsleben.

Einhellig wurde bezeugt, daß die Ver-
anstaltungen im letzten Jahr vielseitig, in-
formativ und interessant waren und da-
mit immer mehr Senioren, wenn auch
noch nicht alle, erreicht wurden. Nicht
zuletzt spricht dafür, daß sich zwei ehe-
malige Gewerkschafter für den Wieder-
eintritt in die GdP entschlossen haben.

Bei ihrer Arbeit kann die Senioren-
gruppe auch auf das aktive Mitwirken der
Kreisgruppe bauen. Besondere Unter-
stützung bekam sie u. a. von den Vertrau-
ensleuten Jens Knoblauch und Andreas
Landgraf, vom Kreisgruppenvorsitzen-
den Rainer Kräuter sowie den Leitungs-
mitgliedern Petra Müller und Gerhard
Mörke.

Fest integriert sind mittlerweile Ver-
anstaltungen wie, Bowling, Kräuterwan-
derung, Rennsteigwanderung. Pokal-
schießen, Pilzwanderung und der Stamm-
tisch.

Während sich die Stammtische 2010
überwiegend mit wirtschaftlichen Pro-
blemen befaßten, sollen sie im Jahr 2011

mehr zu Themennachmittagen des ge-
sellschaftlichen Lebens werden.

Bei allen Erfolgen, in der Seniorenar-
beit geht nichts ohne die Partner. Nicht
nur, daß es keine Veranstaltung ohne sie
gibt, sondern sie beteiligen sich aktiv an
Vorbereitung und Durchführung dersel-

ben. Besonderen Anteil hatten dabei Gi-
sela Maak, Eva Baier, Martina Tetzner
und Peter Bork.

Einhellige Meinung aller Teilnehmer
der Jahresabschlußveranstaltung war,

mit der gleichen Intensität, wie das Jahr
2010 gemeistert wurde und einem Zahn
mehr, soll das Jahr 2011 gestaltet werden.
Ein besonderer Höhepunkt des Jahres
soll dabei die Festveranstaltung zum 10-
jährigen Bestehen der Seniorengruppe
Saalfeld werden. Auch die Chronik zu

zehn Jahren Seniorengruppe soll bis da-
hin auf dem aktuellen Stand sein und
dann fortlaufend geführt werden. Nach
einem gemeinsamen Abendessen wurde
der Heimweg angetreten.

Der Erfolg in der Arbeit hat viele Väter

LANDESJOURNAL Thüringen

SENIORENGRUPPE

Gemütliche Feier zum Jahresausklang Erich Hüttenrauch (l.) und Siegfried Wäntig erstatten Bericht
Fotos: Kreisgruppe
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Willi: Hallo Klaus, wie geht’s Dir heu-
te?

Klaus: Mir geht’s blendend;
W.: Na nu, was gab’s denn, dass Du ein

völlig neues Lebensgefühl hast;
K.: Ich war bei unserer „Jungen Grup-

pe“ zu einem Gedankenaustausch einge-
laden.

W.: Da hast Du wohl mit Deiner rei-
chen Erfahrung und Deinem Wissen so
richtig geprotzt?

K.: Wo denkst Du hin, der Gedanken-
austausch soll doch dazu dienen das ge-
genseitige Verständnis für die vielseiti-
gen Probleme des Alltages weiter auszu-
prägen. Wir wollen tiefer in die Ansich-
ten und Denkweisen unserer jungen Kol-
leginnen und Kollegen eindringen, um sie
besser verstehen zu können.

W.: Das klingt ja interessant. Kannst
Du nicht mal etwas näher darauf einge-
hen.

K.: Einige junge Kollegen waren zum
Beispiel erst einige Stunden vom Castor-

Einsatz zurück und konnten aus erster
Hand von den Strapazen berichten.

W.: Ja ich hab da schon einiges gehört
und im Fernsehen gesehen.

K.: Das alles spiegelt aber nur eine Sei-
te wider und die noch nicht mal der Rea-
lität entsprechend.

W.: Ich kann mir schon denken, dass
der freie Journalismus dabei seine Blüten
treibt.

K.: Unsere jungen Kolleginnen und
Kollegen mussten mehr als 24 Stunden
am Stück Sicherungsaufgaben wahrneh-
men und wurden bei dieser Kälte noch
nicht einmal ausreichend versorgt.

W.: Das kann man sich ja gar nicht vor-
stellen. Da haben wir Alten, wenn man
vom Altwerden einmal absieht, nun doch
ein besseres Los.

K.: Es ging bei diesem Gedankenaus-
tausch aber um noch mehr. Die Mitglie-
deranzahl soll ja weiter wachsen, damit
unsere Interessen wirkungsvoll umge-
setzt werden können. Und da, dass musst

doch selbst Du einsehen, haben die jun-
gen Kolleginnen und Kollegen die meis-
ten Potenzen.

W.: Wir waren da aber auch nicht untä-
tig. Wir haben in unserer Gruppe im letz-
ten Jahr zwei Kollegen wiedergewonnen
für unsere Arbeit. Aber wie können wir
dazu beitragen, dass die jungen Kollegen
Interesse für die Gewerkschaftsarbeit
zeigen.

K.: Genau darum geht es. Durch die
Landesseniorengruppe wurde die Junge
Gruppe in ihrer Arbeit tatkräftig unter-
stützt. Wir haben an deren Aktionen teil-
genommen und unsere Erfahrungen ein-
fließen lassen. Durch diese gemeinsame
Arbeit konnten im letzten Jahr immerhin
insgesamt weit über hundert neue Kolle-
gen gewonnen werden.

W.: Das hört sich ja gut an. Dann sind
wir Alten ja doch noch zu etwas gut. Na
dann Prost !

Am Stammtisch belauscht

LANDESJOURNALThüringen

SENIORENGRUPPE

TAUSCHGESUCH
Ich bin POM bei der Bayerischen Landespolizei und ver-
richte meinen Dienst in der Dienstgruppe der PI Erlangen-
Stadt (Raum Nürnberg-Erlangen-Fürth). Ich suche einen
Tauschpartner im Raum Thüringen zum nächst möglichen
Termin. Versetzung in ganz Bayern möglich. Bei Interes-
se oder Fragen einfach melden. Kontaktdaten: thomas.
eichhorn@polizei.bayern.de oder 0176/22985596.

Anzeige

WIR GRATULIEREN
75. Geburtstag

Bernhard Schmidt, KG Suhl 29. 10.
Günter Steding, KG Gotha 9. 12.

70. Geburtstag

Bodo Noll, KG Gotha 19. 10.
Joachim Badura, KG Suhl 22. 10.
Harald Gangnus, KG Suhl 3. 11.

Dieter Bechert, KG NTH 16. 11.
Siegfried Wäntig, KG Saalfeld 5. 12.
Uwe Lehmann, KG NTH 15. 12.
Jürgen Feistel, KG Saalfeld 27. 12.

65. Geburtstag

Hubert Wagner, KG Suhl 1. 10.
Günter Schlierf, KG Gera 4. 10.

Ursula Bork, KG Saalfeld 5. 10.
Klaus Quitz, KG Jena 11. 10.
Gerd Wunsch, KG NTH 3. 11.
Christel Gutzeit, KG Suhl 7. 11.
Helmut Müller, KG Suhl 26. 11.
Jürgen Hentschel, KG Gotha 6. 12.
Dieter Krüger, KG Saalfeld 8. 12.
Karl-Peter Bernt, KG A/F 14. 12.

SERVICE

ACHTUNG! Absolventen 1. OSK
Abgang 1983 OHS „Artur Becker“
Bereitschaften

Alle ehemaligen Offiziersschüler der
1. OSK von 1980 bis 1983 sind aufgeru-
fen, sich zu melden. Wir wollen uns Ende
Oktober 2011 in Dresden treffen. Ein
Besuch an der ehemaligen Hochschule
(jetzt Behördenzentrum Neuländer
Straße) und eine Elbdampferfahrt sind
geplant. Für Übernachtungen ist jeder
selbst zuständig. Ansprechpartner sind
Wolfhardt Kothe und Erik Berger.

Bei Interesse Meldung bitte an
wolfhardt. kothe@polmv.de oder an
Erik.Berger@smi.sachsen.de

Regress
Teil der Leistungen der GdP für ihre

Mitglieder ist bekanntlich die Dienst-
und Regress-Haftpflichtversicherung.
Aus gegebener Veranlassung weißt die
Geschäftsstelle darauf hin, Schadenser-
eignisse zeitnah mit dem entsprechenden
Formular mitzuteilen. Dies ist bei schwie-
rigen Sachverhalten zur Abwehr von un-

berechtigten Forderungen durch unsere
Versicherung erforderlich. Die entspre-
chenden Formulare gibt es bei der Kreis-
gruppe und bei der Geschäftsstelle.

Treffen geplant
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… in Sachsen-Anhalt

Die Einsatzeinheiten der Landesbe-
reitschaftspolizei (LBP) kommen stets
nur auf konkrete Anforderung der ört-
lich zuständigen Behörden zum Einsatz.
Darunter fallen Großeinsätze zu De-
monstrationen und Fußballspielen aber
auch die Unterstützung der einzelnen Po-
lizeireviere in der täglichen Aufgabenbe-
wältigung. UPED (Unterstützung Poli-
zeilicher Einzeldienst) wird es genannt.
Unter Federführung der jeweiligen Be-
hörde bzw. Dienststelle arbeiten die Ein-
heiten der LBP dabei eng mit den örtlich
zuständigen Kräften zusammen.

So werden die Beamtinnen und Beam-
ten der LBP insbesondere an den Wo-
chenenden zu den verschiedensten Ein-
satzanlässen angefordert. Im Jahr 2010
wurden bisher sechs Abteilungseinsätze
(Abteilungsführung plus Hundertschaf-
ten) 61 Hundertschaftseinsätze, 257 Zug-
einsätze (Zug oder BFE) und 120 Grup-
pen- und Truppeinsätze durchgeführt.
Das Feedback der Behörden ist dabei im-
mer positiv.

In 23 Fällen folgte die LBP Sachsen-
Anhalt dabei Unterstützungsersuchen
anderer Bundesländer. Diese hohe An-
zahl der Anforderungen sind ein deutli-
cher Beweis für das professionelle Han-
deln der LBP. Ein weites Feld nehmen
dabei die Einsätze zu Fußballspielen in
Magdburg und Halle ein. In der vergan-
genen Saison 2009/2010 wurden insge-
samt 4619 (davon 2988 LBP LSA) benö-
tigt, die 30 655 Mannstunden (davon
23 088 LBP LSA) leisteten, um Fußball
auch in unserem Bundesland zu einem
friedlichen Massenvergnügen zu machen.
Es handelt sich dabei aber nur um eine
Regionalliga!

Zur Bereitschaftspolizei zählt aber
auch die Polizeihubschrauberstaffel. Die
Kollegen hatten in diesem Jahr bereits
440 Einsatzflüge, 89 Ausbildungsflüge
und 48 Werkstattflüge. Dazu gehören
auch das Polizeimusikorchester und der
Polizeiärztliche Dienst und Taucher.

Jens Isensee

… in Thüringen

Die Bereitschaftspolizei ist ein wichti-
ger und unverzichtbarer Teil der Thürin-
ger Polizei. Sie ist für geschlossene Ein-
sätze innerhalb und außerhalb Thürin-
gens zuständig, unterstützt den polizeili-
chen Streifeneinzeldienst und realisiert
darüber hinaus eine Reihe von Spezial-
aufgaben für die gesamte Thüringer Poli-
zei.

Die Einsatzbelastung durch Einsätze
außerhalb Thüringens ist seit Jahren un-
verändert hoch. Obwohl es dort von Jahr
zu Jahr deutliche Schwankungen gibt,
werden Beamte der Thüringer Bereit-
schaftspolizei zwischen 15- und 25-mal
pro Jahr in anderen Bundesländern un-
terstützend tätig. Dabei werden bis zu
100 000 Einsatzstunden geleistet. Jüngs-
tes Beispiel für diese Einsatzbelastung
war der Castor-Transport Anfang No-
vember dieses Jahres bei dem auch Thü-
ringer Beamte 24 Stunden und länger un-
unterbrochen im Einsatz waren.

Ein weiterer Schwerpunkt ist die Be-
wältigung von Einsatzlagen innerhalb
Thüringens. Das sind in erster Linie Auf-
gaben zur Sicherung von Versammlun-
gen und Aufzügen und die Sicherung
sportlicher Großveranstaltungen, hier
besonders von Fußballspielen. Auch hier
wird ein Großteil der Kapazität der Be-
reitschaftspolizei gebunden. „Höhe-
punkte“ sind dabei immer wieder Veran-
staltungen der rechten Szene mit entspre-
chenden Gegenveranstaltungen oder die
Fußballspiele von Erfurt und Jena.

Viele Kräfte banden und binden in die-
sem Jahr die Rocker-Prozesse in Thürin-
gen. Zur Sicherung eines reibungslosen,
störungsfreien und friedlichen Ablaufes
dieser Gerichtstermine werden fast wö-
chentlich, teilweise sogar mehmals wö-
chentlich, Beamte der Bereitschaftspoli-
zei, tätig.

Weiterhin sind in Thüringen die Poli-
zeihubschauberstaffel, der Polizeiärztli-
che Dienst, das Polizeimusikkorps, die
zentrale Beschaffungsstelle und das Ein-
kleidungshaus bei der Bereitschaftspoli-
zei angesiedelt.

Edgar Große

… in Sachsen

Sachsen verfügt über eine gut moti-
vierte, ausgerüstete und ausgebildete Be-
reitschaftspolizei, die dem Namen Ver-
bandspolizei vor allem mit den positiv be-
setzten Merkmalen jederzeit gerecht
wird. Die Bereitschaftspolizei ist eine
wichtige Komponente im Sicherheitsge-
füge der sächsischen Polizei. Von Jahr zu
Jahr erweitert sich jedoch ihr Aufgaben-
gebiet. Dabei ändert sich die Personal-
decke nicht. Neue Aufgaben gehen nicht
mit der Berechnung von Manpower ein-
her. Ganz im Gegenteil, die Bereit-
schaftspolizei und deren Einsatzeinhei-
ten haben wie andere Dienststellen auch
damit zu kämpfen, dass Kollegen und
Kolleginnen fehlen, und das nicht nur aus
sozialen Gründen.

Diese Tatsache ist bekannt, genauso
wie die Zahl der nicht verfügbaren Kräf-
te, die in manchem Bereich locker die
15%-Marke überschritten haben dürfte,
das heißt: Die Stellen sind besetzt, die
Kollegen stehen aber nicht zur Verfü-
gung (FHS, Mutterschutz, Abordnung
usw.).

Einsätze, die typisch und für die Bepo
angezeigt erscheinen, paaren sich mit
Einsätzen, die manchmal nur pro forma
gemacht werden und die manchmal den
Anschein haben, dass sie ausschließlich
zur Beruhigung der Bürger des Freistaa-
tes oder zur Profilierung von Abgeordne-
ten durchgeführt werden. Das ist einer
der Gründe, warum die Einsatzbelastung
steigt, Ruhephasen nicht mehr vorhan-
den sind und es nicht gelingt, die zuguns-
ten der Beamten, ihrer Erholung und Ge-
sunderhaltung dienenden Vorschriften
durchzusetzen. Könnte sich die Bereit-
schaftspolizei auf ihre ureigensten Auf-
gaben konzentrieren, würden manche
Bereiche (wie Fortbildung u. ä.) besser,
effektiver und effizienter bedient werden
können. Trotz dieser Tatsachen meinen
einige Politiker und Dauersparer, dass es
in Sachsen zu viele Polizeibeamte gibt!
Was soll man dazu noch sagen? Wahler-
gebnisse werden zeigen, was die Bürger
davon halten.

Udo Breuckmann

Einsatzentwicklung und Belastung der BePo …

LANDESJOURNAL Thüringen
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